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1

Vorwort zur dritten Auflage

Das Recht wird von Menschen für Menschen gemacht. Unsere Rechtsord-
nung setzt dabei vor allem in ihren Vorschriften über die Gesetzgebung 
die Ermächtigung des Parlaments voraus, vorgefundenes Recht aufzuhe-
ben oder abzuändern. Von dieser Ermächtigung hat der Gesetzgeber seit 
der zweiten Auflage dieses Werkes in erheblichem Umfang Gebrauch ge-	
macht.
Außerdem ist seit damals in beachtlichem Ausmaß neues Anschauungs-
material, insbesondere zur Bewährung der Österreichischen Bundesver-
fassung in der Krise, aufgetreten.
Aus diesem Grunde legen wir die nunmehr bereits dritte, zum Stand des 
30. Juni 2021 – und zum Teil sogar darüber hinaus – aktualisierte Aufla-
ge vor. Bereits berücksichtigt wurde das neue Gewährleistungsrecht, des-
sen rechtzeitige Gesetzwerdung europarechtswidrig an parteipolitischem 
Hickhack gescheitert ist, das aber ab 1.1.2022 geltendes Recht sein wird.
Im Zuge der Überarbeitung haben wir auch da und dort Präzisierungen 
vorgenommen und allzu Detailliertes gekürzt.
Von großer Hilfe waren bei alledem Frau Mag.a Laura Höller, Frau Mag.a 
Anica Karlic, Herr Mag. Lorenz Kern und Frau Mag.a Lisa-Sophie Sönser.
Ihnen gilt unser herzlicher Dank.

Graz und Salzburg, im August 2021

Peter Bydlinski | Benjamin Kneihs | Peter Vollmaier
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Politik, Recht, Sprache

1.	 „Ubi societas, ibi ius.“  
(Wo Gesellschaft, dort Recht) 

Das menschliche Leben folgt zwar nicht immer nur den vorgegebenen 
Normen; die Menschen machen sich immer wieder „selbständig“. Trotz-
dem kann man sagen, dass sie Regeln gehorchen und dass sie wollen, dass 
andere Regeln gehorchen. Die Fähigkeit, durch Regeln in Gruppen zu-
sammenzuarbeiten, bedeutet soziales Kapital und (Über‑) Lebenschancen. 
Kooperation und reziproker Altruismus bringen Vorteile. 

Ordnungen können aus vielen Quellen entstehen, von hierarchischen 
und zentralen Autoritäten (Vorschriften, heiligen Schriften, Organisations-
plänen) bis zu dezentralisierten und spontanen Interaktionen von Indivi-
duen. Der erste Gipfelpunkt der Entwicklung menschlicher Ordnungen 
war die neolithische Revolution. In ihrem Verlauf kamen Bodenkultur, 
Recht, Städte und gesellschaftliche Hierarchien auf. Sie ereignete sich un-
abhängig voneinander in verschiedenen Teilen der Welt. Seit der Neuzeit 
haben sich weltweit Staaten als jene sozialen Verbände herausgebildet, de-
nen kraft ihrer Souveränität die Regelsetzung obliegt.

Die Neuzeit brachte damit eine weitere Revolution der menschlichen 
Entwicklung mit sich. In staatlichen Ordnungen verfasste Gemeinschaften 
regeln verbindlich das Zusammenleben ihrer Mitglieder. Solche verbind-
lichen Regeln nennen wir Recht. Das Recht unterscheidet sich dabei von 
Sitte, Moral und Religion: Recht wird von Menschen erzeugt und für Men-
schen geschaffen, es wird notfalls mithilfe organisierten Zwangs durch-
gesetzt; seinen Befolgungsanspruch bezieht es nach der hier zu Grunde 
gelegten Auffassung aus sich selbst, ohne auf eine Autorisierung durch 
(Glauben an) höhere Mächte oder gemeinsame Überzeugung angewiesen 
zu sein.

Die Zentralisation der Rechtsetzung hängt mit der Entstehung des mo-
dernen Staates und seiner Souveränität nach innen und außen zusam-
men. Der Begriff der Politik leitet sich aus der griechischen „Polis“, dem 
Stadtstaat, ab, also aus einer städtischen Gemeinschaft, die ihre spezifische 
rechtliche Verfassung hatte. Dabei bezeichnet „Politik“ die Steuerung des 
Schicksals dieser Gemeinschaft, während das Recht (wenigstens nach in-
nen) das Mittel dieser Steuerung ist (auch die äußeren Beziehungen der 
Gemeinschaft lassen sich rechtlich regeln, siehe dazu Kapitel 3 über das 
Völkerrecht).

1
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2.	 Politik und Recht

Politik ist demnach gesellschaftliches Handeln, das auf die Regelung des 
Zusammenlebens in der Gemeinschaft und des Gemeinwesens mit ande-
ren Gesellschaften abzielt. Es geht um die Ordnung der materiellen und 
immateriellen, der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse.

Wenn es dabei um Veränderung der Gesellschaft ohne Gewalt gehen 
soll, dann geht das nur durch Sprechen und Sprache. Politik und ihre zu 
Recht geronnenen Produkte gehören zu jenen Sprachwerken, die über 
eine Gesellschaft, insbesondere über ihre Werte, Versuche und Irrtümer, 
Wollen, Wissen und Wirken, Auskunft geben. Sie sind ein besonderer Kul-
turbereich. Recht ist das (Zwischen‑) Ergebnis sprachlich kristallisierter 
und kodifizierter Politik.

3.	 Sprache und Recht

Politische und juristische Probleme sind daher immer auch sprachliche 
Probleme (Fragen der Formulierung, der Auslegung, des Verständnis-
ses). Rechtsordnungen gebieten, verbieten oder erlauben den ihnen un-
terworfenen Mitgliedern der Gesellschaft sowie ihren Funktionären und 
Repräsentanten bestimmte Verhaltensweisen. Diese Gebote, Verbote und 
Erlaubnisse (die wir bei staatlichen Organen auch „Ermächtigungen“ 
nennen) müssen nicht immer in sprachlich gefasster Form in Erschei-
nung treten. Manche Rechtsordnungen enthalten größere oder kleinere 
Anteile von sogenanntem Gewohnheitsrecht, das bloß durch Übung und 
Rechtsüberzeugung entsteht. Aber auch im Wesentlichen schriftlich ver-
fasste Rechtsordnungen enthalten nicht-sprachliche Gebote, Verbote und 
Erlaubnisse, man denke bloß an Flächenwidmungspläne oder Verkehrs-
zeichen, die – wenn auch in Verbindung mit einem Text (zB mit einem 
Raumordnungsgesetz oder der Straßenverkehrsordnung) – in Zeichnun-
gen und Piktogrammen ausdrücken, was jeweils angeordnet sein soll.

In aller Regel treten uns aber moderne Rechtsordnungen wie die öster-
reichische in Gestalt schriftlich ausformulierter, also sprachlicher Sollens-
sätze gegenüber. Solche sprachlichen Äußerungen des Rechtsetzers sind 
nicht immer allgemein verständlich. Die Rechtssprache hat sich vielmehr 
über weite Strecken zu einer Fachsprache entwickelt, die nur mehr ausge-
bildeten Juristen zugänglich ist.

Allerdings geben auch scheinbar klare und eindeutige Anordnungen 
Anlass zu Zweifelsfragen: In § 33 des Forstgesetzes ist beispielsweise ver-
fügt, dass jedermann den Wald zu Erholungszwecken betreten darf. Um 
den Sinngehalt dieser Anordnung richtig zu verstehen, muss man
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l	 wissen, was „Wald“ im Sinne des Forstgesetzes ist. Schon hier kann 
man Überraschungen erleben, weil auch vorübergehend unbestock-
te Flächen unter bestimmten Voraussetzungen im forstrechtlichen 
Sinne als „Wald“ anzusehen sind;

l	 in Erfahrung bringen, was das Forstgesetz unter „betreten“ versteht – 
ob darunter etwa auch Bereiten oder das Befahren mit Fahrrädern 
oder auch mit Rollstühlen subsumiert werden kann, ist nicht ohne 
Weiteres klar.

l	 Schließlich hängt der Sinngehalt der Anordnung auch davon ab, was 
„Erholungszwecke“ im Sinne des Forstgesetzes sind. Wer sich etwa 
in seiner Freizeit gerne beim Sammeln von Brennholz oder Pilzen 
entspannt, könnte enttäuscht sein, wenn das Forstgesetz diese Art 
der Erholung nicht schützt.

Schon dieses einfache Beispiel zeigt, dass Rechtsvorschriften, mögen sie 
auch auf den ersten Blick eindeutig erscheinen, stets der Auslegung be-
dürfen.

Auslegung (Interpretation) – Methoden

Auslegung (Interpretation) ermittelt den Sinn von Texten, im vorliegen-
den Zusammengang von Rechtsvorschriften. Ausgangspunkt und äußerste 
Grenze jeder Interpretation ist dabei der Wortlaut der jeweiligen Bestim-
mung. Er wird nach grammatikalischen und semantischen Regeln auf sei-
ne Bedeutung befragt. Auch die juristische Auslegung kommt dabei nicht 
ohne den allgemeinen Sprachgebrauch aus: Im Zweifel ist Rechtstexten als 
sprachlichen Äußerungen jener Sinn zu unterstellen, den sie auch im all-
täglichen Sprachgebrauch entfalten würden – der Gesetzgeber bedient sich 
der Sprache, weil er verstanden werden möchte. Ihm ist dann aber auch zu-
zusinnen, dass er die Worte des Gesetzes – wenn er nicht erkennbar anderes 
sagt – in dem Sinn gebraucht, in dem sie üblicherweise verstanden werden.

Bei der einschränkenden (restriktiven) Auslegung wird ein Wort 
oder Ausdruck enger, bei der ausdehnenden (extensiven) weiter aus-
gelegt als im Sprachgebrauch.

Die systematisch-logische Auslegung prüft, welchen Sinn die Rechts-
norm im sachlichen Zusammenhang mit dem übrigen Text der Vorschrift 
und dem Rechtssystem hat. Die historische Auslegung fragt nach dem 
entstehungszeitlichen Verständnis der Vorschrift. Ihr dienen sogenann-
te Materialien, die über Absichten (Motive) der Rechtsetzer informieren 
(Motivenberichte zu Gesetzesinitiativen, Stenographische Protokolle der 
Parlamente). Historisch kann aber eine Rechtsnorm auch ohne solche Ma-
terialen interpretiert werden, wenn aus ihrem entstehungsgeschichtlichen 
Zusammenhang eine bestimmte Lesart ableitbar ist. Die teleologische 
Auslegung forscht nach dem Zweck einer Regelung.
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Häufig sind verschiedene Sachverhalte in wesentlichen Elementen 
gleich gelagert. Manches Mal will der Gesetzgeber diese Sachverhalte mit 
guten Gründen trotzdem unterschiedlich behandeln. Manches Mal über-
sieht er aber auch die Ähnlichkeit und erfasst den einen Sachverhalt ganz 
ohne Regelungsabsicht nicht, obwohl dieser dem anderen gleicht. Eine 
solche – unbeabsichtigte, „planwidrige“ – Lücke kann durch Analogie, 
also durch Übertragung der vorhandenen Regelung auf den nicht geregel-
ten Sachverhalt, geschlossen werden. Eine Subform der Analogie ist der 
Umkehrschluss (argumentum e contrario): Die für einen bestimmten 
Tatbestand geregelte Rechtsfolge wird auf einen anders gelagerten Sach-
verhalt gerade nicht angewendet.

Sonderformen solcher Schlüsse vom Geregelten auf das Ungeregelte sind 
der Schluss „vom Größeren aufs Kleinere“ (argumentum a maiori ad minus – 
wenn schon für die Pflege naher Angehöriger Pflegeurlaub vorgesehen ist, 
muss auch die eigene Krankheit von der Arbeitspflicht entschuldigen) und 
der „vom Kleineren aufs Größere“ (argumentum a minori ad maius – wenn 
schon Körperverletzung strafbar ist, dann erst recht auch Mord).

(Weitere) Interpretationsregeln für Gesetze, aber auch für Verträge ent-
hält das ABGB (§§ 6, 7, 914, 915).

Art 18 Abs 1 B‑VG bestimmt, dass die „gesamte staatliche Verwaltung 
… nur auf Grund der Gesetze ausgeübt werden“ darf. Ist deshalb nur die 
Verwaltung an das Gesetz gebunden? Gilt das wirklich für die gesamte 
staatliche Verwaltung, also auch für die Privatwirtschaftsverwaltung des 
Staates oder nur für die Ausübung von Hoheitsgewalt? Was bedeutet „auf 
Grund“? Nach dem Wortlaut erfasst Art 18 Abs 1 B‑VG die Gerichtsbar-
keit nicht. Systematisch wäre aber eine Freistellung der Gerichte von 
der Gesetzesbindung bei der Bundesverwaltung falsch eingeordnet. Teleo-
logisch wäre sie verfehlt. Historisch war eine Freistellung der Gerichte 
auch nicht gewollt, die Gesetzesbindung der Gerichte war vielmehr Vorbild 
für die Bindung der Verwaltung an das Gesetz. Ähnlich lassen sich auch 
die Freistellung der Privatwirtschaftsverwaltung von der strikten 
Gesetzesbindung und das Angewiesensein der Verwaltung auf eine gesetz-
liche Grundlage begründen.

Sachverhalt, Tatbestand und Rechtsfolge

Rechtsvorschriften erfassen typische Vorgänge aus der Lebenswirklichkeit 
und versehen sie mit den jeweils vom Rechtsetzer erwünschten Sanktio-
nen: Typischerweise kommt es in menschlichen Gesellschaften vor, dass 
Dinge gestohlen oder beschädigt werden. Dann soll bestraft bzw der Wert 
zurückerstattet werden. Typischerweise kommt es vor, dass jemand Ein-
kommen erwirbt. Dann soll davon Steuer gezahlt werden. 

Den Vorgang, der sich in der Lebenswirklichkeit tatsächlich abspielt, 
nennt man den Sachverhalt (zB: Jemand betritt den Wald). Er gibt an, 
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